
Merkblatt  

zur Erweiterung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers  

auf Lieferungen von Edelmetallen und unedlen Metallen 
 

 

 
Im Rahmen des Gesetzes zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt Kroatiens zur EU 

und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften v. 25. Juli 2014 (BGBl. Teil I Seite 1266) 

erweiterte das Bundesministerium der Finanzen durch das BMF-Schreiben vom 26.9.2014 (siehe 

Datei bei Downloads) die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers, das sog. Reverse-Charge-
Verfahren, auf Lieferungen von u.a. Edelmetallen, unedlen Metallen.  

 

 

Alte Regelung 

 
Bislang mussten Lieferanten von Edelmetallen und unedlen Metallen auf Ihren Rechnungen die 

Mehrwertsteuer ausweisen (Brutto-Rechnungen). Wer die Steuer eintreibt, muss sie auch an das 

Finanzamt abführen, so dass der Steuerschuldner der Lieferant (Leistungserbringer) war.  

 
 

Neue Regelung 

 

Die neue Regelung (siehe BMF-Schreiben vom 5.12.2014 bei Downloads) sieht genau das 

umgekehrte Verfahren vor. Steuerschuldner wird der Abnehmer (Leistungsempfänger) der Ware. Der 
Kunde muss somit von seinem Lieferanten eine Netto-Rechnung bekommen, die zwangsläufig keine 

Mehrwertsteuer aufweist und aus der klar hervorgeht, dass der Leistungsempfänger auch der 
Steuerschuldner ist.  

Dies bedeutet für den Leistungsempfänger, dass er die Mehrwertsteuer im Rahmen seiner 
Umsatzsteuervoranmeldung anmeldet. Ggf. ist diese Umsatzsteuer für das Unternehmen als 

Vorsteuer abzugsfähig. Das neue BMF-Schreiben sieht eine Verlängerung der 
Nichtbeanstandungsfrist bis zum 30. Juni 2015 vor, so dass die Unternehmen über einen 

angemessenen Zeitraum für eine betriebsinterne Umsetzung der neuen Regelung verfügen.  
 

 

Kritische Punkte und neueste Entwicklungen 
 

Einer der Hauptkritikpunkte des neuen Verfahrens war die Durchführbarkeit dieser Regelung im 
Einzelhandel, wenn der Kunde als Unternehmer für den Einkauf von Waren wie Aluminiumfolien 

oder Schrauben aus Eisen oder Stahl an der Kasse in Rechnung bekommt. Hier müssten die 
Kassierer/innen in der Lage sein, eine Netto-Rechnung zu erstellen, während die meisten Kunden an 

der gleichen Kasse Verbraucher sind und diesen zwingend eine Rechnung mit Mehrwertsteuer 
ausgehändigt werden muss. 

Da keine Lösung als praktikabel erachtet werden konnte, hat der Bundestag am 3.12.2014 die vom 

Finanzausschuss vorgeschlagene Fassung (siehe hierzu: 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/034/1803441.pdf 

oder Bundestag-Drucksache 18/3441, Seite 47 und 48 bei Downloads) verabschiedet, in der eine 

Bagatellgrenze von 5.000€ festgelegt wurde. Unterhalb dieses Netto-Betrags findet keine 

Steuerschuldumkehr Anwendung. 
 

Ein weiterer Kritikpunkt ist die schwierige Identifizierung einer Ware  anhand der Zolltarifnummer in 

der Anlage 4 zu § 13b Abs. 2 Nr. 11 UStG, die unter Reverse-Charge fallen könnte. Um eine eindeutig 

die Waren in der Kombinierten Nomenklatur einzuordnen, wird empfohlen, sich bei der zuständigen 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/034/1803441.pdf


Behörde (Siehe hierzu: 

http://www.zoll.de/SharedDocs/Boxen/DE/Fragen/0005_zustaendigkeiten_uvzta.html?nn=186710  
eine unverbindliche Zolltarifauskunft zu Umsatzsteuerzwecken einzuholen, auf die Erläuterungen der 

Kombinierten Nomenklatur der Europäischen Union (siehe PDF-Datei bei Downloads) und vor allem 
auf die zur Auslegung dienenden und rechtsverbindlichen Anmerkungen (siehe 

https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Aussenhandel/warenverzeichnis_download
s.html) zu den einzelnen Kapiteln in der Kombinierten Nomenklatur achten.  
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